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P r o t o k o l l  
 

über die 522. Gemeinderatssitzung der Stadtgemeinde Hainburg/D. 
vom 09. März 2017 

 
 
Anwesend: Bgm. Helmut Schmid (ÖVP) als Vorsitzender 
 Vzbgm. Silvia Zeisel (ÖVP)  

die Stadträte Dr. Ingrid Gaubatz-Jaksche, Johann Geringer, Gerhard Gumprecht, 
Dieter Löb (alle ÖVP); Wilhelm Beck, Elisabeth Staffenberger (beide SPÖ),  
Helmut Harringer (FPÖ),  
die Gemeinderäte Michaela Gansterer-Zaminer, Wilhelm Kohlberger, Egon Löbl,  
Rastislav Pavlik, Thomas Schwartz, Elisabeth Simeth, Paul Strohmayer,  
Ing. Hannes Wimmer, Eva Zatko (alle ÖVP) 

 Thomas Graf, Gerhard Gruber, Mag. Andreas Martinsich, Alexandra Palenik,  
 Irene Resel (alle SPÖ), Renate Hösch, Monika Peterka (beide FPÖ),  

GR DI Murat Alkan (EQUAL) 
Entschuldigt:  STR Thomas Faulhuber, GR Dieter Kaltenbrunner,  

GR Claus-Volker Hanreich (alle ÖVP)  
Unentschuldigt:  Niemand  
Schriftführer:  StaDirstv. Ewald Bergmann 
Ort der Sitzung:  Rathaussaal 
 
 
 Die Einladung zu dieser Sitzung erfolgte mittels Kurrende vom 22.02.2017 
 
Beginn: 18.30 Uhr                                                                                       Ende: 19.45 Uhr 
 
 
 Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Vor dem Eingehen in die Tagesordnung wird vom Vorsitzenden mitgeteilt, dass nachstehender 
TOP abgesetzt wird: 
 
TOP I/23 „Anfragen an den Bürgermeister“ (keine gestellt) 
 
 
Der Vorsitzende geht somit auf folgende  
 

T a g e s o r d n u n g 
 
ein: 
 

I. Beschlüsse (in öffentlicher Sitzung) 
1. Bericht des Bürgermeisters 
2. Bericht des Protokollprüfungskomitees (GR Renate Hösch) 
3. Angelobung eines Gemeindemandatars 
4. Ergänzungswahl in die Ausschüsse 
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5. Nominierung in den Abwasserverband 
6. Rechnungsabschluss 2016 
7. Teilfreigabe Bauland-Wohngebiet Aufschließungszone 1 
8. Änderung der Badegebührenordnung 
9. Verordnung über die Erhebung der Gebrauchsabgabe 
10. Pachtvertrag mit dem Paddel-Verein Hainburg 
11. Pachtvertrag mit Herrn Anastasios Zigaris 
12. Pachtvertrag mit Herrn Paul Pagacs 
13. Straßengrundabtretungsvertrag mit der Gemeinnützigen Donau-Ennstaler Siedlungs- 

Aktiengesellschaft und der Quattro Vermietungs GmbH 
14. Auftragsvergabe – Baumeister und Installationsarbeiten Sanierung Hochbehälter II 
15. Auftragsvergabe – Zustandsbewertung Kanal 
16. Auftragsvergabe – Archäologische Grabungen Friedhof und Konservierung 

Fundamentisolierung 
17. Bezeichnung des Weges entlang der Stadtmauer beim FMZ 
18. Arbeitsgruppe Schlossberg – Ansuchen um Subvention 
19. Kegelsportverein Hainburg – Ansuchen um finanzielle Unterstützung 
20. FK-Hainburg – Ansuchen um Subvention 
21. Bericht Sanierung - Kontrolle 
22. Bericht des Prüfungsausschusses 
23. Abgesetzt 

II. Beschlüsse (in nicht öffentlicher Sitzung) 
1) Finanzielle Zuwendung für die Personalvertretung 
2) Einvernehmliche Lösung eines Dienstverhältnisses wegen Inanspruchnahme der 

Alterspension 
3) Grundsatzbeschluss – Gewährung einer Jubiläumszuwendung an Musikschullehrer 

 
 

I. Beschlüsse (in öffentlicher Sitzung) 
 
1.  Bericht des Bürgermeisters 
 
Der Bürgermeister berichtet, 

- dass das Land Niederösterreich der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau im Jahr 2017 eine 
Unterstützung aus Bedarfszuweisung I „Bedarfszuweisungen Finanzkraftausgleich“ in 
der Höhe von € 350.156,01 zur Verfügung stellt 

- dass Bedarfszuweisungsmittel für die Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau in der Höhe 
von € 70.000,00 für Straßen- und Brückenbau und € 16.600,00 für ESPG 
Straßenbeleuchtung erhält 

 
 
2. Bericht des Protokollprüfungskomitees (GR Renate Hösch) 
 
GR Renate Hösch berichtet namens des Protokollprüfungskomitees, dass das Protokoll über  
die Gemeinderatssitzung vom 01. Dezember 2016 überprüft, als richtig abgefasst befunden und 
unterzeichnet worden ist. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 
 
 
3. Angelobung eines Gemeindemandatars 
 
Herr GR Karl Pelzmann hat mit Schreiben vom 15. Februar 2017 mitgeteilt, dass er auf sein  



3 

Mandat im Gemeinderat verzichtet.  
Vom zustellungsbevollmächtigten Vertreter der SPÖ Hainburg wurde Frau Alexandra Palenik 
als neues Mitglied des Gemeinderates nominiert. Mit der Angelobung ist Frau Alexandra Palenik 
stimmberechtigtes Mitglied im Gemeinderat. 
 
 
4. Ergänzungswahl in die Ausschüsse 
 
Mit Schreiben vom 27. Februar 2017 hat die SPÖ Herr Gemeinderat Karl Pelzmann vom 
Finanzausschuss, vom Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus, Regionsmanagement und vom 
Infrastruktur und Sicherheitsausschuss abberufen. 
Des Weiteren wurde Herr Thomas Graf vom Bildungsausschuss und Sonderschulausschuss 
abberufen. 
Von der SPÖ wird GR Alexandra Palenik zur Wahl in den Infrastruktur und Sicherheits-
ausschuss, den Bildungsausschuss, den Sonderschulausschuss und GR Thomas Graf zur Wahl in 
den Finanzausschuss und in den Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Regionsmanagement 
vorgeschlagen. 
Die Vorgeschlagenen wurden einstimmig in die Ausschüsse gewählt. 
 
 
5. Nominierung in den Abwasserverband 
 
Auf Grund des Ausscheidens von Gemeinderat Karl Pelzmann ist die Nachnominierung eines 
Vertreters der Stadtgemeinde in den Verbandsvorstand des Abwasserverbandes Raum Hainburg 
a.d.Donau erforderlich. 
Von der SPÖ wird vorgeschlagen Gemeinderat Gerhard Gruber in den Verbandsvorstand des 
Abwasserverbandes Raum Hainburg a.d.Donau zu nominieren. 
GR Gerhard Gruber wurde einstimmig in den Verbandsvorstand des Abwasserverbandes Raum 
Hainburg a.d.Donau gewählt. 
 
 
6. Rechnungsabschluss 2016 
 
1. Ordentlicher Haushalt: 
 
Der Rechnungsabschluss lag in der Zeit vom 23.02.2017 bis 08.03.2017 zur allgemeinen 
Einsichtnahme im Gemeindeamt auf. Während dieser Zeit wurden keine schriftlichen 
Erinnerungen eingebracht. 
Der Rechnungsabschluss 2016 weist im ordentlichen Haushalt bei Gesamteinnahmen von 
€ 12,149.604,79 und Gesamtausgaben von € 12,003.878,12 einen Sollüberschuss von  
€ 145.726,67 aus. 
Für den im Voranschlag unter der Haushaltsstelle 2/9800+9600 „Formeller Haushaltsausgleich“ 
veranschlagten Abgang von € 940.500,00 wurden von der NÖ Landesregierung 
Bedarfszuweisungen zum Haushaltsausgleich in der Höhe von € 625.000,00 gewährt. 
Dieses im Vergleich zum Voranschlag günstigere Ergebnis konnte trotz einiger größerer 
Mehrausgaben durch Mehreinnahmen bzw. eine Vielzahl von kleineren Minderausgaben erreicht 
werden, von denen folgende erwähnenswert sind: 
 
HHST 1/0100-6400 „Rechtskosten“ 
VA 10.000,00 RA 24.889,72 Mehrausgaben 14.889,72 
Die im Zuge des Rechtsstreites mit der Hollitzer Baustoffwerke AG entstandenen Kosten  
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wurden erst nach der erfolgten Entscheidung der letzten Instanz zur Zahlung fällig.  
HHST 1/0300-5100 „Geldbezüge für VB der Verwaltung“ 
VA 132.900,00 RA 105.123,57 Minderausgaben 27.776,43 
Durch die Kündigung eines Bediensteten des Bauamtes war dieser Dienstposten vier Monate 
nicht besetzt. 
HHST 1/0800-7600 „Pensionen und sonstige Ruhebezüge“ 
VA 225.900,00 RA 207.878,75 Minderausgaben 18.021,25 
Geringere Pensionskosten bedingt durch das Ableben eines ehemaligen Gemeindebeamten. 
HHST 1/1310-6420 „Sachverständigenhonorare“ 
VA 10.000,00 RA 21.401,76 Mehrausgaben 11.401,76 
Die Mehrkosten sind auf die Sachverständigenhonorare für die Begehung in der Wörtharm-
siedlung zurückzuführen. 
HHST 1/2400-5110 „Geldbezüge für VB in handwerklicher Verwendung“ 
VA 105.400,00 RA 121.739,82 Mehrausgaben 16.339,82 
Mehrkosten durch eine Integrationskraft und eine zusätzliche Helferin für die Nachmittags-
betreuung ab September 2016. 
HHST 1/2401-5110 „Geldbezüge für VB in handwerklicher Verwendung“ 
VA 128.300,00 RA 140.294,97 Mehrausgaben 11.994,97 
Mehrkosten durch eine zusätzliche Helferin für die Nachmittagsbetreuung ab September 2016. 
HHST 1/3200-5810 „Sonstige DGB zur sozialen Sicherheit“ 
VA 125.600,00 RA 103.048,01 Minderausgaben 22.551,99 
Bei der Veranschlagung des Dienstgeberbeitrages wurde irrtümlich auch die Abfertigung für 
eine Bedienstete in die Berechnungsgrundlage mit aufgenommen. 
HHST 1/4190-7511 „Wohnsitzgemeindebeitrag - SHG“ 
VA 97.000,00 RA 81.310,95 Minderausgaben 15.689,05 
Geringere Ausgaben für den Gemeindeanteil an der Mindestsicherung als im Voranschlags-
merkblatt der NÖ Landesregierung bekannt gegeben. 
HHST 1/5520-6400 „Rechtskosten“ 
VA 0,00 RA 42.655,89 Mehrausgaben 42.655,89 
HHST 2/5520+8290 „Sonstige Einnahmen“ 
VA 00,00 RA 40.133,18 Mehreinnahmen 40.133,18 Die 
Kosten für die Prozessführung „KRAZAF-Lücke“ und der Rückersatz durch den Städtebund 
waren im Voranschlag nicht vorgesehen. Beim Differenzbetrag von € 2.522,71 handelt es sich 
um den Gemeindeanteil an der verlorenen Prozessführung 
HHST 1/6120-6110 „Instandhaltung von Straßenbauten“ 
VA 170.000,00 RA 186.568,08 Mehrausgaben 16.568,08 
Höhere Kosten für Instandhaltungsmaßnahmen der Gemeindestraßen. 
HHST 1/8130-6130 „Instandhaltung von Grundstückseinrichtungen“ 
VA 2.000,00 RA 13.147,61 Mehrausgaben 11.147,61 
Die Kosten für behördlich vorgeschriebene Untersuchungen auf einer alten Bauschuttdeponie 
waren im Voranschlag nicht vorgesehen. 
HHST 1/8160-6190 „Instandhaltung von Sonderanlagen“ 
VA 120.0000,00 RA 130.296,48 Mehrausgaben 10.296,48 
Mehrkosten aus der Lichtservicevereinbarung durch die Errichtung von zwei zusätzlichen 
Lichtpunkten in der Wilhelm Schlossgasse. 
HHST 1/8210-6170 „Instandhaltung von Fahrzeugen“ 
VA 30.000,00 RA 46.624,04 Mehrausgaben 16.624,04 
Höhere Kosten für die Instandhaltung bzw. Reparatur der Gemeindefahrzeuge. 
HHST 1/8310-5230 „Bezüge Arbeiter nicht ganzjährig beschäftigt“ 
VA 27.500,00 RA 42.515,22 Mehrausgaben 15.015,22 
Wegen des hohen Stundenaufwands während der Badesaison wurde eine zusätzliche Saison- 
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kraft aufgenommen 
HHST 1/8310-6190 „Instandhaltung von Sonderanlagen“ 
VA 30.000,00 RA 71.380,99 Mehrausgaben 41.380,99 
Die Kosten für den Austausch der Bodenkanäle im Badebecken wurden auf Grund der bereits 
erfolgten Auftragsvergabe budgetmäßig berücksichtigt. 
HHST 1/8310-7280 „Entgelte für sonstige Leistungen“ 
VA 5.000,00 RA 19.979,09 Mehrausgaben 14.979,09 
Die Reinigung der WC-Anlagen im Bergbad wurde für die Dauer der Badesaison an eine 
Reinigungsfirma vergeben. Diese Kosten waren im Voranschlag nicht vorgesehen. 
HHST 1/8500-3460 „Tilgung von Bankdarlehen“ 
VA 298.200,00 RA 276.377,27 Minderausgaben 21.822,73 
Die Kosten für die Tilgung von Bankdarlehen wurden irrtümlich zu hoch veranschlagt. 
HHST 1/8500-6000 „Strom“ 
VA 50.000,00 RA 36.900,76 Minderausgaben 13.099,24 
Geringere Stromkosten als geschätzt. 
HHST 1/9200-6900 „Abschreibung von Einnahmerückständen“ 
VA 8.000,00 RA 18.147,30 Mehrausgaben 10.147,30 
Höhere Kosten für die Abschreibung von Einnahmerückständen nach dem Abschluss von 
Konkursverfahren. 
HHST 2/2401+8640 „Beitrag Arbeitsmarktservice“ 
VA 0,00 RA 20.631,80 Mehreinnahmen 20.631,80 
Beitrag Arbeitsmarktservice für die Inanspruchnahme der Altersteilzeit durch eine Bedienstete. 
HHST 2/3200+8611 „Laufende Zuschüsse des Landes“ 
VA 270.000,00 RA 284.011,90 Mehreinnahmen 14.011,90 
Höherer Zuschuss des Landes für die Musikschule 
HHST 2/6490+8680 „Strafgelder - Kurzparkzone“ 
VA 33.000,00 RA 21.900,35 Mindereinnahmen 11.099,65 
Geringere Einnahmen aus Strafgeldern durch die Änderung der Kurzparkzonenabgaben-
verordnung. 
HHST 2/8170+8520 „Grabstellengebühren“ 
VA 52.000,00 RA 65.501,00 Mehreinnahmen 13.501,00 
Höhere Einnahmen aus Grabstellengebühren als geschätzt. 
HHST 2/8310+8100 „Badebenützungsgebühren“ 
VA 140.000,00 RA 119.068,23 Mindereinnahmen 20.931,77 
Mindereinnahmen wegen der witterungsbedingt schlechteren Badesaison. 
HHST 2/8500+8500 „Wasseranschlussabgaben“ 
VA 45.000,00 RA 57.989,28 Mehreinnahmen 12.989,28 
Mehreinnahmen gegenüber dem geschätzten Voranschlagsbetrag durch vermehrte 
Baufertigstellungsmeldungen. 
HHST 2/8510+8500 „Kanaleinmündungsabgaben“ 
VA 65.000,00 RA 86.956,87 Mehreinnahmen 21.956,87 
Mehreinnahmen gegenüber dem geschätzten Voranschlagsbetrag durch vermehrte 
Baufertigstellungsmeldungen. 
HHST 2/8510+8500 „Kanalbenützungsgebühren“ 
VA 880.000,00 RA 920.639,19 Mehreinnahmen 40.639,19 
Mehreinnahmen gegenüber dem geschätzten Voranschlagsbetrag. 
HHST 2/9200+83310 „Kommunalsteuer“ 
VA 800.000,00 RA 762.917,08 Mindereinnahmen 37.082,92 
Geringere Einnahmen als im Voranschlag geschätzt. 
HHST 2/9200+8430 „Kurzparkzonenabgabe“ 
VA 75.000,00 RA 61.809,50 Mindereinnahmen 13.190,50 
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Geringere Einnahmen durch die Änderung der Kurzparkzonenabgabeverordnung. 
HHST 2/9200+8500 „Aufschließungsabgaben“ 
VA 100.000,00 RA 120.803,40 Mehreinnahmen 20.803,40 
Mehreinnahmen bedingt durch mehr Bauführungen bzw. Grundstücksteilungen. 
HHST 2/9250+8592 „Ertragsanteile Getränkesteuerausgleich“ 
VA 264.500,00 RA 249.929,43 Mindereinnahmen 14.570,57 
Mindereinnahmen gegenüber dem von der NÖ Landesregierung bekannt gegebenen 
Voranschlagsbetrag. 
HHST 2/9250+8594 „Ertragsanteile nach BVS“ 
VA 4.218.000,00 RA 4.412.564,98 Mehreinnahmen 194.564,98 
Mehreinnahmen gegenüber dem von der NÖ Landesregierung bekannt gegebenen 
Voranschlagsbetrag. 
HHST 2/9400+8611 „Bedarfszuweisungen I“ 
VA 22.000,00 RA 73.902,00 Mehreinnahmen 51.902,00 
Höhere Bedarfszuweisung I auf Grund der im Durchschnitt der niederösterreichischen 
Gemeinden schlechteren Finanzkraft. 
HHST 2/9410+8600 „Bundesbeitrag“ 
VA 85.000,00 RA 95.980,00 Mehreinnahmen 10.980,00 
Höhere Finanzzuweisung nach dem FAG auf Grund der im Durchschnitt der österreichischen 
Gemeinden schlechteren Finanzkraft. 
 
HHST 2/9900+9631 „Sollüberschuss 2015“ 
VA 0,00 RA 171.484,31 Mehreinnahmen 171.484,31 
Der Sollüberschuss des Rechnungsabschlusses 2015 war im Voranschlag nicht vorgesehen. Ein 
Nachtragsvoranschlag für den ordentlichen Haushalt wurde im Jahr 2016 nicht erstellt. 
 
2. Außerordentlicher Haushalt: 
Im außerordentlichen Haushalt sind bei den nachstehenden Vorhaben folgende Überschüsse 
ausgewiesen: 
 Volksschule Überschuss € 387.327,80 
 Neubau Sonderschule/Hort Überschuss € 849.639,92 
 Kindergärten Überschuss € 7.069,67 
 Mittelaltermarkt Überschuss € 15.098,25 
 Denkmalpflege Überschuss € 45.646,45 
 Sammelzentrum Überschuss € 11.226,89 
 Straßenbeleuchtung Überschuss € 46.202,39 
 Grundbesitz Überschuss € 2.123.812,67 
 Wasserversorgungsanlage Überschuss € 29.110,04 
 Kanalbau Überschuss € 91.712,92 
 Wohnhausanlage Burgenlandstr. 51 Überschuss € 36.525,82 
 
Die Überschüsse bei den einzelnen Vorhaben werden in das Haushaltsjahr 2017 übernommen. 
 
3. Personalaufwand: 
Laut Dienstpostenplan tatsächlich besetzte Dienstposten zum Stichtag 31.12.2016: 
    Beamte: 1 
    Vertragsbedienstete: 74 
    Sonstige Bedienstete 18 
                                                                            Summe 93 
 
Laut Voranschlag 2016: 87 Bedienstete 
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An insgesamt 5 Personen wurden im Jahre 2016 Ruhe- und Versorgungsgenüsse ausbezahlt. 
 
Die Differenz beim Dienstpostenplan zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss ist auf 
folgende Änderungen im Laufe des Jahres 2016 zurückzuführen: 
Hoheitsverwaltung: 
Patocka Florian – Eintritt mit 07.03.2016 
DI Kucharovits Markus – Eintritt mit 01.02.2016 – als Ersatz für Krenmayr Silvia –  
                                          Kündigung mit 30.04.2016 
Schulz Christian – Eintritt mit 01.09.2016 als Ersatz Kucharovits  
Kindergarten Landstraße: 
Heher Franziska – Altersteilzeit ab 01.05.2016 
Geringer Helena – Integrationskraft mit 20 Wochenstunden bis 08/2016 – ab 09/2016 
                              Frühbetreuung mit 11,5 Wochenstunden 
Kindergarten Alte Poststraße: 
Wald Renate – Aufstockung von 20 auf 40 Wochenstunden - Nachmittagsbetreuung ab  
                         09/2016 zusätzlich zu Integration 
Zaubi Nathalie – Beendigung Dienstverhältnis nach Karenzurlaub mit 31.03.2016 
Block Iris – Reinigungskraft mit 5 Wochenstunden – Beendigung mit 30.06.2016 
Kindergarten Burgenlandstraße: 
Schöbinger-Rieder Carmen – Mutterschutz ab 07/2016 
Block Iris – Aufstockung von 25 Wochenstunden auf 36 Wochenstunden und Übernahme 
                    Karenzvertretung für Schöbinger-Rieder 
Dihanich Michaela – Aufstockung von 20 Wochenstunden auf 40 Wochenstunden für 
                    Nachmittagsbetreuung ab 09/2016 
Geringer Helena – 25 Wochenstunden Nachmittagsbetreuung ab 09/2016 anstelle Block Iris 
Musikschule: 
Ritter Elisabeth – Pensionierung mit 31.08.2016 
Mag. Fheodoroff Daniela – Kündigung per 31.08.2016 
Hemmerich Theresa – Karenzurlaub ab 05/2016 
Mag. Akhavan Setareh – Ersatz Fheodoroff ab 09/2016 
Neuwirth Veronika – Karenzvertretung Hemmerich ab 05/2016 
Bauhof: 
Schmischek Josef – verstorben 12/2015 (im Dienstpostenplan Voranschlag noch enthalten) 
Schmid Herbert – Pensionierung mit 31.07.2016 
Thebner Rudolf – Ersatz Schmid ab 01.07.2016 
Riedmayer Dieter – Ersatz Schmischek ab 01/2016 
Bergbad: 
Kadic Fuad – Übernahme in unbefristetes Dienstverhältnis mit 12/2016 
 
Der gesamte Personalaufwand der Stadtgemeinde betrug im Jahre 2016 inklusive Pensionen  
€ 3,817.708,08 oder 31,80 % der Ausgaben des ordentlichen Haushaltes. Ohne Pensionen beträgt 
dieser Wert 29,00 %. 
 
4. Schuldendienst und Schuldenstand: 
Im Jahre 2016 wurden Darlehen im Betrage von € 3,112.995,81 zur Finanzierung des außer- 
ordentlichen Haushaltes aufgenommen. Die Darlehenstilgungen betrugen 2016 insgesamt 
€ 541.625,56. Der Schuldenstand erhöhte sich im Jahr 2016 von € 4,032.193,78 per 01.01.2016 
auf € 6,603.564,03 per 31.12.2016. 
 
Der Darlehensstand per 31. 12. 2016 verteilt sich wie folgt: 
 Straßenbeleuchtung € 0,00 
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 Ankauf Rüstlöschfahrzeug € 78.650,00 
 Volksschule € 1.510.273,02 
 Sonderschule/Hort € 1.500.000,00 
 Kindergarten Landstraße € 9.214,85 
 Kindergarten Burgenlandstraße € 300.000,00 
 Wohnhäuser € 110.348,48 
 WVA € 2.038.505,91 
 Kanal € 1.056.571,77 
 Summe: € 6.603.564,03 
 
Berechnung mit der Einwohnerzahl laut Volkszählung 2001 – 5.651 Einwohner;  
ab 2008 jährliche Anpassung zum Stichtag 31.10. – 6.204 Einwohner (Bevölkerungszahl 
2014 gemäß § 9 Abs. 9 FAG 2008) 
 
Pro-Kopf Belastung 2006 2007    2008     2009         2010 
insgesamt: 2.147,15 1.578,83 1.706,99 1.459,27 1.595,33 
für Krankenhausneubau 560,51 97,51 0,00 0,00 0,00 
für Krankenhaus 723,96 642,89 550,17 470,82 383,75 
für Grundankauf GÜPL   294,58 147,29 144,29 
Gemeinde Rest: 862,68 838,43 862,24 841,16 1.067,29 
 
Pro-Kopf Belastung 2011 2012           2013       2014       2015     2016 
insgesamt: 1.267,63 1.099,67 934,17 775,72 658,42 1.064,40 
für Krankenhaus 306,26 226,93 150,91 72,24 0,00 0,00 
für Grundankauf GÜPL 0,00 
für Gebührenhaushalte       516,67 
Gemeinde Rest: 961,37 872,74 783,26 703,48  658,42 547,73 
 
5. Leasingverpflichtungen: 
Der Stand der Leasingverpflichtungen per 31.12.2016 beträgt € 162.354,91. 
 
6. Rücklagen: 
Der Rücklagenstand per 31.12.2016 beträgt € 344.581,06. 
 
7. Haftungen: 
Die Haftungen der Stadtgemeinde für die Hauptschulgemeinde und den Abwasserverband Raum 
Hainburg a.d.Donau betragen per 31.12.2016 insgesamt € 1,597.966,81. 
 
Der Finanzausschuss hat in der Sitzung am 17.02.2017 einstimmig die Beschlussfassung des 
Rechnungsabschlusses 2016 in der vorliegenden Form empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2016 in der vorliegenden Form genehmigen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
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7. Teilfreigabe Bauland-Wohngebiet Aufschließungszone 1 
 
Gemäß Ansuchen vom 21. Februar 2017 von Herrn Helmut Huber sollen die Grundstücke  
1219/7 und 1219/8 laut beiliegenden Teilungsplan des Zivilingenieur Dipl. Ing. Gernot 
Taubenschuß vom 20.09.2016, GZ.:1340, welche sich in der Widmung Bauland – Wohngebiet 
Aufschließungszone 1 befinden durch den Gemeinderat zur Bebauung freigegeben werden. 
Als Voraussetzung der Freigabe für die Bauland Aufschließungszone BW-A1 wurde in der 
Sitzung des Gemeinderates vom 29.11.2012 folgende Bedingungen festgelegt: 
 
1. Erstellung eines von der Gemeinde angenommenen Parzellierungs- und 

Erschließungskonzepts 
Dabei ist auf die Sicherstellung einer standortgerechten und flächensparenden Bebauung 
Bedacht zu nehmen. Bei der Erschließung ist darauf zu achten, jede Einzelparzelle an eine 
öffentliche Verkehrsfläche anzubinden. 

2. Erlassung eines Bebauungsplanes für die Aufschließungszonen (siehe Beilage) 
3. Sicherstellung der erforderlichen technischen Infrastruktur (siehe privatrechtliche 

Vereinbarung durch RA Reinhard Schuster und Beschreibung der Gesamtinfrastruktur der 
Firma DI Paikl). 

 
Die Teilfreigabevoraussetzungen für die Bauland Aufschließungszone BW-A1 sind erfüllt.    
Die beiliegende Verordnung bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 

Antrag des Stadtrates: 
 

Der Gemeinderat möge die Teilfreigabe der Grundstücke 1219/7 und 1219/8 gemäß 
Teilungsplan des Zivilingenieur DI Gernot Taubenschuß vom 30. September 2016, GZ.:1340 in 
der vorliegenden Art samt beiliegender Verordnung beschließen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
8. Änderung der Badegebührenordnung 
 
Der Gemeinderat hat zuletzt in der Sitzung am 09. April 2015, eine Anpassung der 
Badegebühren für das Bergbad mit Beginn der Badesaison 2015 beschlossen. 
Auf Grund der steigenden Kosten sowie der getätigten bzw. noch zu tätigenden Investitionen 
sollen die Badegebühren ab der Badesaison 2017 angepasst werden. 
Von der Finanzabteilung wurde im Einvernehmen mit dem Leiter des Bergbades ein Vorschlag 
für die Anpassung der Badegebühren erstellt. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 mehrstimmig empfohlen, den 
Entwurf der Badegebührenordnung in der vorliegenden Form zu beschließen. 
 
Debattenredner: STR. Beck, Bgm. Schmid 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Entwurf der geänderten Badegebührenordnung mit Beginn der 
Badesaison 2017 genehmigen. Der Entwurf der Kundmachung der Badetarife bildet einen 
wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
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Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig (19 Stimmen dafür, 7 Gegenstimmen (SPÖ)) 
 
 
9. Verordnung über die Errichtung einer Gebrauchsabgabe 
 
Am 29. November 2016 wurde mit LGBl. Nr. 83/2016 der NÖ Gebrauchsabgabetarif 2017 mit 
Wirksamkeit vom 01. Jänner 2017 kundgemacht. Mit dieser Kundmachung wurde der Tarif über 
das Ausmaß der Gebrauchsabgabe an die Änderung der Verbraucherpreise angepasst. Die 
Anpassung der Tarife aus dem Jahr 2011 erfolgte um 10,9 %. 
Der im NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973 enthaltene Tarif wurde somit durch den in der 
genannten Kundmachung verlautbarten neuen Tarif ersetzt. 
Um den neuen Tarif bei der Vorschreibung der Gebrauchsabgabe rechtens anwenden zu können 
muss die kommunale Verordnung über das Ausmaß der Gebrauchsabgabe geändert werden. Die 
angepasste Verordnung tritt zufolge § 9 Abs. 5 NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973, sofern darin 
nicht ein späterer Termin festgesetzt ist, mit dem Monatsersten in Kraft, der dem Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt. 
Seitens der Finanzabteilung wurde der beiliegende Entwurf der Verordnung über die Erhebung 
der Gebrauchsabgabe erstellt. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 den Entwurf der Verordnung 
über die Erhebung der Gebrauchsabgabe behandelt und empfiehlt dem Gemeinderat einstimmig 
die Beschlussfassung in der vorliegenden Form. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Verordnung über die Erhebung einer Gebrauchsabgabe in der 
vorliegenden Form genehmigen. Der Entwurf der Verordnung bildet einen wesentlichen 
Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
10. Pachtvertrag mit dem Paddel-Verein Hainburg 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 15. März 2012 das Grundstück 106/1, EZ 43, KG‘ 
Hainburg an der Donau im Ausmaß von 1.406 m2 an den Paddel-Verein Hainburg verpachtet. 
Das Pachtverhältnis endet am 31. März 2017. Der Obmann des Paddel-Verein Hainburg hat mit 
Mail vom 22. Dezember 2016 um Verlängerung des Pachtverhältnisses um 10 Jahre ersucht, da 
er Investitionen an der auf dem Grundstück errichteten Holzbaracke tätigen möchte. 
Von der Finanzverwaltung wurde der Entwurf eines Pachtvertrages erstellt. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die 
Weiterverpachtung dieses Grundstückes an den Paddel-Verein Hainburg empfohlen. 
Der Entwurf des Pachtvertrages liegt bei. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge mit Wirksamkeit vom 01. April 2017 das Grundstück 106/1, EZ 43, KG 
Hainburg an der Donau, im Ausmaß von 1.406 m2, an den Paddel-Verein Hainburg, zu einem 
jährlichen indexgesicherten Pachtzins von € 180,00 exklusive einer allfälligen Umsatzsteuer, 
verpachten. 
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Der Pachtvertrag bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
11. Pachtvertrag mit Herrn Anastasios Zigaris 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 26. November 2015 das im Erdgeschoß des Rathauses 
gelegene Gastgewerbelokal inklusive Lagerräumlichkeiten an die Grexit GmbH verpachtet. 
Wegen Nichtbezahlung des vereinbarten Pachtzinses sollte der Pachtvertrag mit der Grexit 
GmbH aufgekündigt werden. Vom Geschäftsführer der Grexit GmbH wurde der Stadtgemeinde 
ein Nachfolgepächter für das Gastgewerbelokal präsentiert. 
Der Nachfolgepächter Herr Anastasios Zigaris hat beim Bürgermeister um die Ausstellung eines 
Vorvertrages für das Gastgewerbelokal ersucht, da dieses nahtlos weitergeführt werden sollte. 
Der Pachtvertrag mit der Grexit GmbH wurde vom Bürgermeister einvernehmlich mit 
06.12.2016 aufgelöst und mit Wirksamkeit vom 07.12.2016 ein Vorvertrag mit dem neuen 
Pächter Herrn Anastasios Zigaris abgeschlossen. Der ausständige Pachtzins wurde unter 
Anrechnung der hinterlegten Kaution zur Gänze vom neuen Pächter bezahlt. 
Auf Grundlage des Pachtvertrages der Grexit GmbH wurde von der Finanzabteilung der Entwurf 
eines Pachtvertrages mit dem neuen Pächter erstellt. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Verpach- 
tung des im Erdgeschoß des Rathauses gelegenen Gastgewerbelokals inklusive Lagerräum-
lichkeiten an Herrn Anastasios Zigaris empfohlen. 
Der Entwurf des Pachtvertrages liegt bei. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge rückwirkend mit Wirksamkeit vom 07. Dezember 2016 das im 
Erdgeschoß des Rathauses gelegene Gastgewerbelokal inklusive Lagerräumlichkeiten an Herrn 
Anastasios Zigaris, derzeit wohnhaft in 1130 Wien, Gallgasse 16/3/4, zu einem monatlichen 
indexgesicherten Pachtzins von € 490,00 exklusive Umsatzsteuer, zuzüglich Betriebskosten, 
verpachten. 
Der Entwurf des Pachtvertrages bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
12. Pachtvertrag mit Herrn Paul Pagacs 
 
Die Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau ist Eigentümerin des Grundstückes 1152/2, EZ 2644, 
KG Hainburg an der Donau im Katasterausmaß von 241 m2. 
Auf diesem Grundstreifen zwischen dem Steinerweg und dem Fischerweg verläuft ein 
Regenwasserkanal zur Entwässerung der Bundesstraße. 
Mit Schreiben vom 02. Februar 2017 hat Herr Paul Pagacs um Pachtung dieses Grundstreifens 
angesucht. Bislang wurde der im Eigentum der Stadtgemeinde gelegene Grünstreifen vom 
ehemaligen Nachbarn von Herrn Pagacs gepflegt. Ein Pachtvertrag mit dem ehemaligen 
Nachbarn von Herrn Pagacs bzw. mit dem neuen slowakischen Besitzer des 
Nachbargrundstückes wurde bisher nicht abgeschlossen. 
Von der Finanzverwaltung wurde der Entwurf eines Pachtvertrages erstellt. 



12 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Verpachtung 
dieses Grundstückes an Herrn Paul Pagacs empfohlen. Der Entwurf des Pachtvertrages liegt bei. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge mit Wirksamkeit vom 01. April 2017 das Grundstück 1152/2, EZ 2644, 
KG  
Hainburg an der Donau, im Ausmaß von 241 m2, an Herrn Paul Pagacs, 2410 Hainburg 
a.d.Donau,  
Steinerweg 62, zu einem jährlichen indexgesicherten Pachtzins von € 240,00, exklusive einer  
allfälligen Umsatzsteuer, verpachten. Der Pachtvertrag bildet einen wesentlichen Bestandteil des 
Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig   
 
 
13. Straßengrundabtretungsvertrag mit der Gemeinnützigen Donau-Ennstaler Siedlungs-
Aktiengesellschaft mit der Quattro Vermietungs GmbH 
 
Im Zuge des Revitalisierungsprojektes „Blattmagazin“ soll zwischen dem Klosterplatz und der 
Galleria Danubia (FMZ) ein innerstädtischer Fußweg errichtet werden, welcher wegen einer 
besseren Bebaubarkeit in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde übernommen werden soll. 
Sämtliche Kosten die mit der Errichtung und der anschließenden Pflege, Wartung und 
Instandhaltung dieses Verbindungsweges verbunden sind werden von der Quattro Vermietungs 
GmbH und der Gemeinnützigen Donau-Ennstaler Siedlungs-Aktiengesellschaft bzw. deren 
Rechtsnachfolger als Eigentümer der Liegenschaft „Blattmagazin“ auf Bestandsdauer des Weges 
übernommen. 
Der Gemeinderat hat bereits in seiner Sitzung am 24.09.2015 eine entsprechende privatrechtliche 
Vereinbarung in dieser Angelegenheit beschlossen. 
Zwecks Abtretung des neu geschaffenen innerstädtischen Fußweges in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde wurde von RA Mag. Franz Müller der Entwurf eines 
Straßengrundabtretungsvertrages samt Vermessungsurkunde zur Genehmigung durch den 
Gemeinderat vorgelegt. 
Das neu geschaffene Weggrundstück mit der Grundstücknummer 2259, inneliegend in der EZ 
2644 weist eine Fläche von 629 m2 auf. 
Seitens der Finanzabteilung wird der Abschluss des beiliegenden 
Straßengrundabtretungsvertrages mit der Gemeinnützigen Donau-Ennstaler Siedlungs-
Aktiengesellschaft und der Quattro Vermietungs GmbH sowie der Beschluss der beiliegenden 
Verordnung zur Übernahme des neuen Grundstückes 2259 in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Entwürfe des Straßengrundabtretungsvertrages mit der 
Gemeinnützigen Donau-Ennstaler Siedlungs-Aktiengesellschaft und der Quattro Vermietungs 
GmbH sowie der Verordnung betreffen die Übernahme des neuen Grundstückes 2259 in das 
öffentliche Gut der Stadtgemeinde in der vorliegenden Form genehmigen. Die Entwürfe des 
Straßengrundabtretungsvertrages sowie der Verordnung betreffend Übernahme in das öffentliche 
Gut bilden einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
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Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
14. Auftragsvergabe – Baumeister und Installationsarbeiten Sanierung Hochbehälter II 
 
Nach der letzten Verkeimung des Trinkwassers wurde das Zivilingenieurbüro Dipl. Ing. Paikl 
mit der Überprüfung des betroffenen Hochbehälters und der Ausarbeitung eines 
Sanierungskonzeptes beauftragt. 
Im Rahmen der Behördenbesprechung mit Vertretern der Abteilung Hygiene und WA2 des 
Amtes  
der NÖ Landesregierung am 30.01.2017 wurden die vorgeschlagenen Maßnahmen diskutiert. 
Vereinbart wurde u.a. die Erneuerung der Lüftung, die Isolierung der Gebäudeaußenwand des 
HB IIA unterhalb der Beschüttung, die Erneuerung sämtlicher noch vorhandenen 
Kunststoffleitungen im Keller vor HB IIA bzw. im Behälter HB IIA auf Edelstahl und 
Abdeckung der Behälterkammern des HB IIA. 
Vom Zivilingenieurbüro Paikl wurde ein Leistungsverzeichnis für die erforderlichen Baumeister- 
und Installationsarbeiten erstellt. Da die geschätzte Auftragssumme der erforderlichen Gewerke 
weit unter € 100.000,00 liegt, ist eine Direktvergabe laut Bundesvergabegesetz zulässig. Für die 
Arbeiten wurden jeweils Vergleichsangebote eingeholt. 
Nach Prüfung des Angebotes wird vom Zivilingenieurbüro Dipl.-Ing. Franz Paikl laut 
Prüfbericht vom 08. Februar 2017 die Vergabe der erforderlichen Erd- und Baumeisterarbeiten 
und der Installationsarbeiten im Rahmen der Sanierung des Hochbehälters II wie folgt 
vorgeschlagen: 
Erd- und Baumeisterarbeiten – Firma Porr Bau GmbH, 7111 Parndorf – 
Auftragssumme € 43.265,04 exklusive Umsatzsteuer 
Installationsarbeiten – Firma Wonisch Installationen GmbH, 8544 Pölfing-Brunn – 
Auftragssumme € 50.922,50 exklusive Umsatzsteuer 
  
Die Bedeckung erfolgt im Rahmen des außerordentlichen Vorhabens Wasserversorgung. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Vergabe der  
Erd- und Baumeisterarbeiten an die Firma Porr Bau GmbH und der Installationsarbeiten an die 
Firma Wonisch Installationen GmbH, empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die im Rahmen der Sanierung des Hochbehälters II erforderlichen 
Arkbeiten wie folgt vergeben: 
Erd- und Baumeisterarbeiten -  
Firma Porr Bau GmbH, 7111 Parndorf € 43.265,04 exklusive USt. 
Installationsarbeiten - 
Firma Wonisch Installationen GmbH, 8544 Pölfing-Brunn € 50.922,50 exklusive USt. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
15. Auftragsvergabe – Zustandsbewertung Kanal 
 
Im Jahr 2016 wurde der Kanal- und Wasserleitungskataster für das Stadtgebiet der 
Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau fertig gestellt. Im Zuge der Kamerabefahrung der 
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Kanalisation wurden die Kanalstränge nach einem definierten Verfahren in Schadensklassen 1 – 
5 eingeteilt. 
Auf Basis der an die Stadtgemeinde übergebenen Daten ist als nächster Schritt eine genaue 
Zustandsbeurteilung samt Sanierungskonzeptes und hydraulischer Netznachberechnung 
durchzuführen. 
Vom ZT-Büro DI Paikl wurde mit Datum vom 13.02.2017 ein Honorarangebot für die 
Zustandsbeurteilung mit Sanierungskonzept und hydraulischer Netznachberechnung für die 
Kanalisationsanlage an die Stadtgemeinde übermittelt. 
Angeboten wurde die Beurteilung der vorhandenen Kanal-TV Untersuchung mit Stichtag 
sämtlicher TV-Befahrungen und Einarbeitung des mittels gesonderter TV-Befahrung erstellten 
Zustandsbildes der Kanalstränge inklusive Plandarstellung als Ist-Zustand des vorhandenen 
Schadensbildes. Die Beurteilung des Schadensbildes mit Schadensbeschreibung erfolgt 
entsprechend der Schadensklassen laut ÖWAV 21, Einarbeitung in die Planunterlagen mit  
Darstellung eines Kanalkataster-Schadensplans. Ausarbeiten eines Gesamtsanierungskonzeptes 
auf  
Basis des vorhandenen Schadensbildes mit Maßnahmenplan, Kostenschätzung und Zeitrahmen-
Konzept für durchzuführende Sanierungen. 
Betrachtet werden die Kanalstränge mit Schadensbild 2 bis 5 und der vorläufigen 
Grobzuordnung aus dem Kanalkataster.  
Von den gesamten Hauptleitungslängen von ca. 41.000 Laufmetern werden ca. 28.600 
Laufmeter mit der Klassifizierung 2 – 5 beurteilt. 
Die Kosten belaufen sich inklusive der hydraulischen Netznachberechnung (Annahme ca. 20.000 
Laufmeter) auf € 33.740,00 exklusive Umsatzsteuer. Nebenkosten werden nach tatsächlichem 
Aufwand (Vervielfältigung Projektmappe á € 50,00, Fahrtspesen € 0,50/km) abgerechnet. 
Die Bedeckung erfolgt im Rahmen des außerordentlichen Vorhabens Kanal. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Vergabe der 
Planungsleistungen und der örtlichen Bauaufsicht an das ZT-Büro DI Paikl empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Auftrag für die Zustandsbeurteilung mit Sanierungskonzept und 
hydraulischer Netznachberechnung der Kanalisation der Stadtgemeinde an das ZT-Büro DI Paikl 
zum Angebotspreis von € 33.740,00 exklusive Umsatzsteuer, zuzüglich Nebenkosten nach 
tatsächlichem Aufwand, vergeben. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
16. Auftragsvergabe – Archäologische Grabungen Friedhof und Konservierung 
Fundamentisolierung 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 01. Dezember 2016 den Grundsatzbeschluss für die 
Restaurierung der Friedhofskirche und die Auftragsvergabe für das Abschlagen des Außen- und 
Innenputzes gefasst. 
Als nächster Schritt zur Umsetzung des im Einvernehmen mit dem Bundesdenkmalamt und der 
Archnet Bau- und Bodendenkmalpflege GmbH erstellten Sanierungskonzeptes sollen die 
archäologischen Grabungen im Traufenbereich der Kirche, die Konservierung der Fundamente 
und das Herstellung der Drainagierung und der Dachentwässerung erfolgen. 
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Die Archnet Bau- und Bodendenkmalpflege GmbH hat bereits im Februar 2016 der Stadt-
gemeinde eine Kostenaufstellung für die Durchführung archäologischen Grabungen im 
Traufenbereich der Kirche und die Konservierung der Fundamente vorgelegt. 
Die Kosten belaufen sich nach Durchführung einer Nachverhandlung unter Berücksichtigung 
von 3 % Skonto auf € 50.018,06 inklusive Umsatzsteuer. 
Für die archäologischen Grabungen wurde auch von der ARDIG Archäologischer Dienst 
GesmbH ein Gegenangebot eingeholt. Das Angebot der ARDIG GesmbH für die 
archäologischen Grabungen ist zwar um ca. € 1.700,00 günstiger als jenes der Archnet GmbH 
jedoch wurden die Kosten für die erforderliche Antragstellung beim Bundesdenkmalamt nicht 
angeboten. 
Auf Grund der seitens der Archnet Bau- und Bodendenkmalpflege GmbH bereits erbrachten 
kostenlosen Vorleistungen zu diesem Projekt (Erstellung Sanierungskonzept, mehrmalige 
Besprechungen mit dem Bundesdenkmalamt etc.) wird seitens der Finanzabteilung die Vergabe 
des Gesamtauftrags (archäologische Grabungen und Konservierung/Fundament-isolierung) an 
die Firma Archnet Bau- und Bodendenkmalpflege GmbH empfohlen.  
Die Bedeckung der Kosten erfolgt im außerordentlichen Haushalt unter dem Vorhaben  
„Denkmalpflege“.  
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17.02.2017 einstimmig die Vergabe des Auftrags 
für die archäologischen Grabungen und Konservierung/Fundamentisolierung Friedhofskirche an 
die Archnet Bau- und Bodendenkmalpflege GmbH empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Auftrag zur Durchführung der archäologische Grabungen Friedhof 
und die Konservierung/Fundamentisolierung der Friedhofskirche an die Firma Archnet Bau- und 
Bodendenkmalpflege GmbH, 2340 Mödling, zum Angebotspreis von  
€ 50.018,06 inklusive Umsatzsteuer vergeben. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
17. Bezeichnung des Weges entlang der Stadtmauer beim FMZ 
 
Der im Zuge der Errichtung des Fachmarktzentrums neu entstandene Weg entlang der 
Stadtmauer soll die Bezeichnung Karl Kindl Promenade erhalten. Herr Karl Kindl war in der 
Zeit von 2005 – 2013 Bürgermeister der Stadt Hainburg a.d.Donau. Bürgermeister Karl Kindl 
war eine herausragende Persönlichkeit, welcher großes Ansehen über die Stadt- und 
Bezirksgrenzen hinaus genoss. Sein Wirken war geprägt von Menschlichkeit, großem sozialen 
Verständnis und unermüdlichem Einsatz für die Stadt Hainburg a.d.Donau. 
 

Antrag des Stadtrates 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass der im Zuge der Errichtung des Fachmarkt-zentrums 
neu entstandene Weg entlang der Stadtmauer die Bezeichnung Karl Kindl Promenade erhält. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
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18. Arbeitsgruppe Schloßberg – Ansuchen um Subvention 
 
Die Arbeitsgruppe Schlossberg hat mit Schreiben vom 11. November 2016 um die Gewährung 
einer Subvention in der Höhe von € 9.000,00 für die Umsetzung der im Arbeitsprogramm 2017 
der Arbeitsgruppe Schlossberg vorgesehenen Maßnahmen angesucht. 
Im Voranschlag 2017 ist unter der Haushaltsstelle 1/3620-7570 „Subvention Arbeitsgruppe 
Schlossberg“ ein Betrag von € 8.000,00 vorgesehen. 
Zur Vermeidung einer Voranschlagsüberschreitung wird seitens der Finanzabteilung die 
Gewährung einer Subvention in der Höhe € 8.000,00 empfohlen. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Gewährung einer 
Subvention in der Höhe von € 9.000,00 zur Durchführung der im Arbeitsprogramm ab 2017 
geplanten Maßnahmen auf dem Schlossberg empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge der Arbeitsgruppe Schlossberg für das Jahr 2017 eine Subvention in der  
Höhe von € 9.000,00 zur Durchführung der geplanten Sanierungsarbeiten auf dem Schlossberg  
gewähren. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
19. Kegelsportverein Hainburg – Ansuchen um finanzielle Unterstützung 
 
Der Kegelsportverein Hainburg/Donau hat mit Schreiben vom November 2016 um die 
Gewährung einer finanziellen Unterstützung für das Jahr 2017 zur Aufrechterhaltung des 
Spielbetriebes angesucht. 
Der Kegelsportverein Hainburg/Donau muss nach der Schließung der Kegelbahn in Hainburg 
a.d.Donau seine sportlichen Aktivitäten in Orth an der Donau wahrnehmen.  
Mit den Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen können die Bahnmiete und die Fahrtkosten alleine 
nicht getragen werden. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig die Gewährung einer 
Subvention an den Kegelsportverein Hainburg/Donau für das Jahr 2017 in der Höhe von  
€ 500,00 empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge dem Kegelsportverein Hainburg/Donau für das Jahr 2017 eine 
Subvention in der Höhe von € 500,00 zur Aufrechterhaltung des Spielbetriebes gewähren. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
STR. Dieter Löb und GR Thomas Graf verlassen um 19.58 Uhr wegen Befangenheit den 
Saal 
 
20. FK Hainburg – Ansuchen um Subvention 
 
Der Fußballklub Hainburg a.d.Donau hat mit Schreiben von 23. Jänner 2017 um die Gewährung  
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einer Subvention für das Kalenderjahr 2017 in der Höhe von € 10.000,00 zur Aufrechterhaltung 
des Spiel- und Nachwuchsbetriebes angesucht. Im Voranschlag 2017 ist unter der 
Haushaltsstelle 1/2620-7570 „Subvention Sportverein“ ein Betrag von € 8.500,00 veranschlagt. 
Der vorgeschlagene Subventionsbetrag ist in der von der Aufsichtsbehörde anerkannten 
Gesamtsumme der freiwilligen Gemeindeleistungen von maximal € 7,27 pro Einwohner und 
Jahr – d.s. jährlich € 45.000,00 - enthalten. 
Seitens der Finanzabteilung wird zur Vermeidung einer überplanmäßigen Ausgabe die 
Gewährung einer Subvention in der Höhe des € 8.500,00 empfohlen. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17. Februar 2017 einstimmig empfohlen, dem 
Fußballklub Hainburg a.d.Donau für das Jahr 2017 eine Subvention in der Höhe von  
€ 10.000,00 zur Aufrechterhaltung des Spiel- und Nachwuchsbetriebes zu gewähren. 
 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge dem Fußballklub Hainburg a.d.Donau für das Jahr 2017 eine Subvention 
in der Höhe von € 10.000,00 zur Aufrechterhaltung des Spiel- und Nachwuchsbetriebes 
gewähren. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
STR. Dieter Löb und GR Thomas Graf kommen um 20.00 Uhr wieder in den Saal zurück 
 
 
21. Bericht Sanierung Kontrolle 
 
Auf Grund des vom Gemeinderat am 29. Juni 1995 beschlossenen Sanierungskonzeptes, 
erfolgten durch Organe der Aufsichtsbehörde im Februar 2017 eine Kontrolle bezüglich 
Einhaltung und Realisierung dieses Konzeptes durchgeführt. 
 
Der Bericht ist dem Gemeinderat anlässlich seiner nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Bericht der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis nehmen. Der Bericht 
bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
22. Bericht des Prüfungsausschusses 
 
Der Prüfungsausschuss der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau hat am 02. März 2017 eine 
angesagte Prüfung der Gemeindegebarung durchgeführt. 
Der Bericht des Prüfungsausschusses wird dem Gemeinderat, mit den schriftlichen 
Stellungnahmen des Bürgermeisters und des Kassenverwalters, zur Kenntnis gebracht. 
 
 
23. Abgesetzt 
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g. u. g. 
 
 
Der Schriftführer:                                                                                  Der Vorsitzende: 
 
 
 
 
......................................                                                                  ............................................. 
 

Die Richtigkeit des vorstehenden Protokolls bestätigen namens der im 
Gemeinderat vertretenen Fraktionen: 

 
 
 
 
            .................................                                                          ................................... 
 
 
 
 
            .................................                                                          ................................... 


